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P R O T O K O L L 

 

 

über die am Montag, dem 17. Juli 2017 um 18.00 Uhr im Sitzungssaal des Rathauses unter dem 

Vorsitz des Bürgermeisters Dr. Klaus Winkler abgehaltene 

 

 

12.  G e m e i n d e r a t s s i t z u n g 

 

 

 

Anwesend:  VB Walter Zimmermann 

   StRin Mag. Ellen Sieberer, 

 die GR Hermann Huber, Hedwig Haidegger, Florian Huber, Georg 

Wurzenrainer, Ludwig Schlechter, Anna Werlberger, Thomas Nothegger, 

Daniel Ellmerer, Margit Luxner, Jürgen Katzmayr, Bernhard Schwendter und 

Rudolf Widmoser, 

 

EGR Peter Hechenberger für VB Ing. Gerhard Eilenberger,  

EGRin Christina Obermoser für GRin Mag. (FH) Andrea Watzl 

EGR Mag. Manfred Filzer (ab 18.30 Uhr) für GRin Marielle Haidacher 

EGR Rolf-Peter Scheiring für GR Alexander Gamper 

 

Stadtamtsdirektor Mag. Michael Widmoser – Schriftführer 

Hilde Sohler 

 

Abwesend:  VB Ing. Gerhard Eilenberger, GRin Mag. (FH) Andrea Watzl  

GRin Marielle Haidacher, GR Alexander Gamper, alle entschuldigt 

 

 

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt die Erschienenen, stellt die ordnungsgemäße 

Einberufung der Sitzung und die Beschlussfähigkeit fest. 

 

 

I) Genehmigung des Protokolls der 11. Gemeinderatssitzung vom 19. Juni 2017 
 

GRin Haidacher, welche heute urlaubsbedingt nicht an der Sitzung teilnehmen kann, hat 

schriftlich darauf hingewiesen, dass im Zusammenhang mit dem Antrag der Liste UK vom 

19.06.2017 von GRin Haidegger über eine Beschlussempfehlung des Wohnungsausschusses 

mit dem Ergebnis 4 Ja-Stimmen bei 1 Nein-Stimme und 1 Stimmenthaltung berichtet wurde 

(siehe Seite 132 der Niederschrift der 11. Gemeinderatssitzung). Sie hat an der besagten 

Abstimmung jedoch nicht teilgenommen da sie sich für befangen erklärt hat, weshalb die 

Anführung als Stimmenthaltung nicht stimme. 

  

GRin Haidegger erklärt, dass über das Ergebnis einer Abstimmung im Wohnungsausschuss in 

der letzten Gemeinderatssitzung wie im Protokoll festgehalten, informiert wurde. Es stimmt 

aber, dass sich GRin Haidacher im Wohnungsausschuss nicht der Stimme enthalten, sondern 

für befangen erklärt hat. 

 

BGM Winkler weist zum wiederholten Male darauf hin, dass in der Niederschrift das 

festzuhalten ist, was gesagt wurde und die  Protokollierung  aufgrund  der  Aussage  von GRin  



- 151 - 

 

 

Haidegger somit richtig erfolgt ist. GR Nothegger wünscht, dass das Protokoll des 

Wohnungsausschusses berichtigt wird, was GRin Haidegger zusichert. 

 

Auf Antrag von BGM Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-Stimmen) 

das Protokoll der 11. Gemeinderatssitzung vom 19. Juni 2017. 

 

 

II) Anträge und Berichte des Bürgermeisters und des Stadtrates 
 

1) Kauf- und Dienstbarkeitsvertrag Stadtgemeinde / Bergbahn AG Kitzbühel   

 

Der Bürgermeister berichtet, dass die Bergbahn AG Kitzbühel beabsichtigt noch im heurigen 

Sommer/Herbst den 3er Sessellift Jufen abzutragen und etwas weiter westlich die 8SB Jufen 

neu zu errichten. Die Umsetzung des Jufen-Projektes wurde durch die Bergbahn erst kurzfristig 

in Angriff genommen, nachdem sich ein geplanter Ausbau in Jochberg im Bereich 

Talsen/Bärenbadkogel zerschlagen hat. Der Stadtrat hat sich eingehend mit dem vorliegenden 

Kauf- und Dienstbarkeitsvertrag sowie den zugrundeliegenden Entschädigungen befasst und 

dazu eine Beschlussempfehlung ausgesprochen. Der Kauf- und Dienstbarkeitsvertrag wird 

samt den bezughabenden Planunterlagen auf der digitalen Tafel präsentiert. Der Bürgermeister 

erörtert die einzelnen Vertragspunkte, insbesondere die Entgeltleistungen. Der Vertrag lautet 

wie folgt: 
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Der Obmann des Ausschusses für Land- und Forstwirtschaft, GR Hermann Huber, erklärt, dass 

bei der gestrigen Almbegehung das Projekt bereits vorgestellt wurde. Anhand der Plan-

unterlagen werden von ihm die erforderlichen Maßnahmen nochmals im Detail erklärt und 

verweist er darauf, dass der Liftbau keine große Schwierigkeit darstellen sollte. Herausfordernd 

werden wohl die aufgrund von Pistenverbesserungen und -verbreiterungen umfangreichen 

Erdarbeiten. Im Bereich der Bergstation Steinbergkogel und der neuen Bergstation Jufen muss 

die Piste verbreitert werden. Dazu wird am Berggrat auf Jochberger Gemeindegebiet eine sog. 

Bewehrte-Erde-Konstruktion auf einer Länge von ca. 150 m errichtet. Über Nachfrage von GR 

Widmoser teilt GR H. Huber mit, dass sich die Piste in diesem Bereich auf rund 10 m 

verbreitern wird.  

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-

Stimmen) den vorliegenden Kauf- und Dienstbarkeitsvertrag mit der Bergbahn AG Kitzbühel.  

 

2) Kaufvertrag Schwaiger Baron, Einfangweg – Vorkaufsrecht für Stadtgemeinde 

 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert über die Situation von Frau Erika Schwaiger Baron De 

Denß und ihres Sohnes Christoph Schwaiger Baron bezüglich des Eigentumserwerbes des von 

Frau Erika Schwaiger Baron De Denß gemieteten Reihenhauses in der von der WE errichteten 

Wohnanlage im Einfangweg 49b. Es handelt sich hier um eine Miet-Kaufvariante, jedoch kann 

Frau Erika Schwaiger Baron De Denß als venezolanische Staatsbürgerin aufgrund der 

grundverkehrsrechtlichen Bestimmungen nicht Eigentum erwerben. Für die Baustufe Einfang 

III (Einfangweg 49b) wurde mit der Fa. Wohnungseigentum vereinbart, dass zu Gunsten der 

Stadtgemeinde Kitzbühel ein auf 10 Jahre befristetes Vorkaufsrecht eingeräumt wird. Die 

Formulierung des Vorkaufsrechtes wurde vom Gemeinderat bereits in seiner Sitzung vom 

22.09.2014 beschlossen. Der Stadtrat hat sich mit der Frage des Eigentumserwerbs durch Herrn 

Christoph Schwaiger Baron befasst. Als Voraussetzung für den Eigentumserwerb durch ihn 

wurde die Einräumung eines Wohnungsgebrauchsrechtes an seine Mutter gefordert. Die dazu 

notariell erstellte Urkunde liegt bereits vor. Weiters wurde die Formulierung des Vorkaufs-

rechtes zu Gunsten der Stadtgemeinde Kitzbühel um die Bestimmung ergänzt, dass ein Verzicht 

von Frau Erika Schwaiger Baron De Denß auf das Wohnungsgebrauchsrecht ebenfalls den 

Vorkaufsfall auslöst.   

 

Die im Kaufvertrag zwischen der WE und Herrn Christoph Schwaiger Baron aufzunehmende 

Formulierung über das Vorkaufsrecht für die Stadtgemeinde Kitzbühel wird auf der digitalen 

Präsentationstafel gezeigt und vom Bürgermeister erörtert. Aufgrund der Einräumung des 

Vorkaufsrechtes für die Stadtgemeinde Kitzbühel ist der Kaufvertrag auch von der Stadt-

gemeinde mit zu unterfertigten.  

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-

Stimmen) das im Kaufvertrag zwischen der Wohnungseigentum, Tiroler gemeinnützige 

Wohnbau GmbH und Herrn Christoph Schwaiger Baron und der Stadtgemeinde Kitzbühel 

formulierte Vorkaufsrecht zugunsten der Stadtgemeinde Kitzbühel sowie die Mitunterfertigung 

dieses Kaufvertrages.  
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3) Systemkostenvertrag Stadtgemeinde / Austria Glas Recycling GmbH 

 

Bürgermeister Dr. Winkler informiert, dass die Austria Glas Recycling GmbH (AGR) in 

Österreich das Sammel- und Verwertungssystem für Glasverpackungen betreibt, vertraglich 

verbunden mit dem sogenannten ARA-System (Altstoff-Recycling Austria AG) basierend auf 

dem Abfallwirtschaftsgesetz und der Verpackungsverordnung. Die AGR erfüllt diese Aufgaben 

bereits seit Jahren zur vollsten Zufriedenheit der Stadtgemeinde, es gibt derzeit auch keinen 

weiteren Anbieter für die Sammlung von Glasverpackungen.  

 

Die Vereinbarung über kommunale Leistungen im Rahmen der haushaltsnahen Verpackungs-

sammlung für die Sammelkategorie Glas wird auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und 

vom Bürgermeister die wesentlichen Vertragspunkte erläutert. Die Vereinbarung soll ab 

01.01.2017 auf unbestimmte Zeit abgeschlossen werden und wäre zum Halbjahr bei Einhaltung 

einer 6-monatigen Kündigungsfrist erstmals mit Wirkung zum 31.12.2019 schriftlich auf-

kündbar. Die von der AGR zu bezahlenden Entgelte berechnen sich aufgrund der Sammel-

mengen und nach Einwohnergleichwerten. Für die Jahre 2017 bis 2019 beträgt das Pauschal-

entgelt € 1,077747 pro Normeinwohner pro Jahr. Die jährliche Vergütung beträgt derzeit rund  

€ 30.000,00. 

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-

Stimmen), den vorliegenden „Systemkostenvertrag GLAS AGR“ mit der Austria Glas 

Recycling GmbH abzuschließen. 

 

 

4) Dienstbarkeitszusicherungsvertrag TIWAG 

 

Der Bürgermeister informiert, dass die Rechtseinräumung die Verlegung einer bestehenden 30-

kV-Leitung auf Gst 572/2 KG Kitzbühel Stadt betrifft. Diese wird aufgrund des Ausbaus des 

bestehenden Werkstattgebäudes Streiteck in ein modernes Kompetenz-Center durch die 

Bergbahn AG Kitzbühel erforderlich. Der Dienstbarkeitszusicherungsvertrag samt Planbeilage 

wird auf der digitalen Tafel dargetan und vom Bürgermeister erörtert. Bei dem gegen-

ständlichen Vertrag handelt es sich um einen der üblichen Dienstbarkeitszusicherungsverträge, 

zu denen bereits zahlreiche Vorbeschlussfassungen im Gemeinderat existieren. Zu dieser 

Rechtseinräumung beläuft sich die durch die Tiwag zu leistende Entschädigungszahlung auf 

rund € 750,00. Der Betrag kann noch geringfügig variieren, da er aufgrund der Leitungslänge 

berechnet wird.  

 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 

 

Auf Antrag des Bürgermeisters beschließt der Gemeinderat einstimmig (18 Ja-Stimmen) den 

vorliegenden Dienstbarkeitszusicherungsvertrag.  

 

 

5) Kapser Wehr – Wiederherstellung der Gewässerdurchgängigkeit 
 

Der Bürgermeister informiert darüber, dass entsprechend einer EU-Wasserrahmenrichtlinie, 

des nationalen Gewässerbewirtschaftungsplanes 2009 und einer Verordnung des 

Landeshauptmannes vom 01.12.2011 zur Sanierung von Fließgewässern die Durchgängigkeit 

von   Fließgewässern   herzustellen   wäre.    Dies   bedeutet  für  die  Kapser  Wehr, dass  eine  
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Fischaufstiegshilfe errichtet werden müsste. Der Bürgermeister bittet GR H. Huber dazu die 

näheren Details vorzustellen.  

 

GR H. Huber referiert anhand einer von der Fa. Klenkhart und Partner ZT GmbH erstellten 

Power Point Präsentation wie folgt: 
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GR H. Huber verweist im Besonderen darauf, dass sich die Kapser Wehr technisch in bestem 

Zustand befindet und daher aus wasserbautechnischer Sicht keine baulichen Maßnahmen an 

der Wehr notwendig sind. Um die Durchgängigkeit für die Fische herzustellen (Leitfisch 

Forelle, Begleitfische Äsche, Koppe und ukrainisches Bachenauge) könnten Rampen mit 

verschiedenen Neigungen, Schlitzpässe oder eine Fischaufstiegsschnecke errichtet werden. Die 

Bewertung der untersuchten Varianten hat ergeben, dass unter Berücksichtigung der 

Errichtungskosten und des Verwaltungsaufwandes die Herstellung einer Rampe mit einer 

Neigung von 6% von der Wehrschwelle in Fließrichtung zu bevorzugen sei. Die Kosten dafür 

belaufen sich auf rund € 500.000,00 brutto. Für die Wiederherstellung von Gewässerdurch-

gängigkeiten werden im Jahr 2017 noch großzügige Förderungen in Aussicht gestellt, sodass 

für die Stadtgemeinde Kitzbühel lediglich 10% der Baukosten, somit rund € 50.000,00 zu tragen 

wären. Der Bund würde 60% übernehmen, das Land Tirol 30%. Als Antragsteller müsste die 

Stadtgemeinde Kitzbühel auftreten und ihren Finanzierungsanteil vorstrecken. Um noch in den 

Genuss der Förderungen zu kommen, müsste heute ein positiver Gemeinderatsbeschluss gefasst 

werden, da der Förderantrag bis spätestens Anfang September zu stellen ist und auch die 

wasser- und naturschutzrechtlichen Bewilligungen bis spätestens November 2017 vorliegen 

müssten. 

 

GR H. Huber stellt die Notwendigkeit dieser Baumaßnahme insbesondere unter Berück-

sichtigung der sehr hohen Kosten sowohl für Bund, Land und Gemeinde in Frage.  

 

Auf Frage von GR Widmoser, welchen Vorteil für den Naturschutz die Errichtung einer 

Fischaufstiegshilfe habe, erklärt GR H. Huber, dass die Forelle als Leitfischart in der Kitz-

büheler Ache laut Aussage der Projektanten anlässlich der Projektpräsentation die Kapser Wehr  
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bei hohem Wasserstand passieren können. Lediglich die Begleitfischarten können die Kapser 

Wehr nicht überwinden. 

 

 

Um 18.30 Uhr erscheint EGR Mag. Manfred Filzer. Es sind 19 Gemeinderäte/innen anwesend. 

 

GRin Haidegger erklärt, dass es für sie als Sozialreferentin nicht nachvollziehbar ist, dass rund 

€ 500.000,00 für eine Fischaufstiegshilfe ausgegeben werden sollen. Dieses Geld wäre im 

sozialen Wohnbau wesentlich besser investiert. Dem pflichtet auch VB Zimmermann bei und 

ist der Ansicht, dass bei Errichtung einer Fischaufstiegshilfe Steuergelder verschwendet 

würden.  

 

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass künftig die Förderungen für solche Maßnahmen 

reduziert werden sollen und auch gesetzliche Verschärfungen im Raum stehen um die 

Wasserberechtigten sowie Inhaber wasserrechtlicher Bewilligungen zur Herstellung von 

Fischaufstiegshilfen anzuhalten. Andererseits haben selbst die Vertreter des Amtes der Tiroler 

Landesregierung anlässlich der Projektpräsentation gesagt, dass trotz bestehender Ver-

pflichtung aufgrund gesetzlicher Bestimmungen wie z.B. auch der Verordnung des Landes-

hauptmannes vom 01.12.2011 zur Sanierung von Fließgewässern, keine Sanktionen ergriffen 

wurden, wenn die Maßnahmen nicht umgesetzt wurden. Jedenfalls stellt für ihn das Projekt zur 

Herstellung der Gewässerdurchgängigkeit der Kapser Wehr eine Verschwendung von 

Steuermitteln auf höchstem Niveau, nicht nur auf Gemeindeebene, sondern auch auf Bundes- 

und Landesebene, dar. Er will daher weder jetzt in diese Maßnahme investieren und würde sich 

auch künftig gegen ein solches Projekt wehren. Fraglich wäre auch, ob mit den prognostizierten 

Kosten überhaupt das Auslangen gefunden werden kann. Dazu verweist er darauf, dass es vor 

ein paar Jahren bereits eine erste Kostenschätzung über 1 Million Euro gegeben hat. In diesem 

Zusammenhang ist auch ein erst kürzlich ausgestrahlter TV Beitrag auf Puls4 interessant, in 

dem eine Fischaufstiegshilfe (Lift) im Rahmen eines Tiwag-Projektes im Tiroler Oberland 

thematisiert wurde. Hier sind die veranschlagten Kosten von rund € 2 Millionen letztlich auf 

über € 4 Millionen explodiert.  

 

Der Bürgermeister weist auch noch darauf hin, dass sich sowohl der Ausschuss für Bau- und 

Raumordnung sowie der Stadtrat bereits mit der Herstellung einer Fischaufstiegshilfe am 

Kapser Wehr befasst haben und sich beide Gremien aufgrund der hohen Kosten dagegen 

ausgesprochen haben. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler spricht sich der Gemeinderat mit 18 Ja-Stimmen 

bei 1 Stimmenthaltung (Enthaltung gilt gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung) 

gegen die Umsetzung des Projektes „Kapser Wehr – Kitzbüheler Ache: Wiederherstellung der 

Gewässerdurchgängigkeit“ gemäß dem von der Firma Klenkhart & Partner ZT GmbH erstellten 

und heute präsentierten Projekt aus.  

 

 
 

III) Referate 
 

 

A) Überprüfungsausschuss: Referent GR Jürgen Katzmayr 

 

Vorlage der Kassaprüfungsniederschrift gemäß § 112 Tiroler Gemeindeordnung 2001 
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Der Obmann des Überprüfungsausschusses GR Katzmayr berichtet über die am 22.06.2017 

durchgeführte Kassaprüfung durch den Überprüfungsausschuss gemäß § 110 TGO. Er gibt die 

aufgenommene Kassenprüfungsniederschrift wider. Das Hauptaugenmerk lag auf der 

Kassaprüfung der städtischen Gebarung sowie des städtischen Schwarzseebetriebes.   

 

Die Prüfung ergab keinerlei Beanstandungen. 

 

Der Bericht des Referenten wird vom Gemeinderat zustimmend zur Kenntnis genommen. 

 

 

B) Soziales und Wohnungswesen: Referentin GRin Hedwig Haidegger 

 

 Die Referentin berichtet, dass heute 6 Wohnungsvergaben für bereits bestehende Wohn-

ungen sowie 16 Wohnungsvergaben in dem von der gemeinnützigen Wohnbaugesellschaft 

„Frieden“ im Burgstall in Bau befindlichen Wohnbauprojekt anstehen. Insgesamt werden 

beim Wohnbauprojekt Burgstall 18 Wohnungen errichtet, die Vergabe der restlichen 2 

Wohnungen ist im Herbst geplant. 

 

 Der Wohnungsausschuss hat sich eingehend mit den Bewerbern befasst und empfiehlt 

einstimmig die Vergabe bei den bereits bestehenden Wohnungen gemäß nachfolgender 

Liste, wobei GR Nothegger an der Abstimmung nicht teilgenommen hat, da er die Liste 

nochmals kontrollieren wollte. Die Referentin gibt bekannt, dass Herr Morrison mitteilte 

die Wohnung in Sinwell 36, Top 29 doch nicht zu nehmen, diese wird daher nach 

vorheriger Behandlung im Ausschuss bei der nächsten Gemeinderatssitzung zur Vergabe 

vorgelegt. 
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Bei der Wohnanlage Burgstall hat sich der Ausschuss mehrheitlich für die Vergabe gemäß 

nachfolgender Liste ausgesprochen, GR Nothegger hat sich dazu bei der Abstimmung im 

Ausschuss der Stimme enthalten. 

 

 

 
 

GRin Haidegger ist sehr erfreut darüber, dass in wenigen Monaten wieder ein Wohnbauprojekt 

fertiggestellt wird und Einheimischen neuerlich 18 Wohnungen zur Verfügung gestellt werden 

können. Bürgermeister Dr. Winkler bedankt sich bei der Referentin für ihren unermüdlichen 

Einsatz, ist doch die Vorbereitung zur Entscheidungsfindung im Wohnungsausschuss auf-

wendig und mit vielen Einzelgesprächen verbunden. Auch StRin Mag. Sieberer zeigt sich sehr 

erfreut, dass wieder so viele Wohnungen, insbesondere für junge Leute, zur Verfügung gestellt 

werden können. Sie dankt besonders GRin Haidegger für ihre Arbeit und verweist darauf, die 

Kitzbüheler VP einmal mehr ihr Wahlversprechen die Wohnraumschaffung für Einheimische 

zu forcieren und zu unterstützen, erfüllt hat. 
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Über Nachfrage von GR Widmoser teilt die Referentin mit, dass bei der Wohnanlage Burgstall 

die Schlüsselübergabe für April 2018 geplant ist.  

 

GR Schwendter verweist darauf, dass e sich beim Wohnbauprojekt Burgstall um „Miet-Kauf-

Wohnungen“ handelt und hier Bewerber nur dann Berücksichtigung finden, wenn ein Finanz-

ierungskostenbeitrag aufgebracht werden kann. Der Bürgermeister verweist dazu auf die 

Vorgaben der Wohnbauförderung, welche zu erfüllen sind. GRin Haidegger erklärt ergänzend, 

dass auch bei reinen Mietwohnungen ein Finanzierungskostenbeitrag zu entrichten ist, meistens 

in der Höhe von ca. € 2.000,00. Bei „Miet-Kauf-Wohnungen“ hängt der Finanzierungs-

kostenanteil von der Wohnungsgröße ab, bei einem späteren Kauf wird dieser natürlich ange-

rechnet. 

 

Auf Anfrage von GRin Luxner hinsichtlich der Zuteilung der jeweiligen Wohnungsgrößen er-

klärt die Referentin, dass dies in Abstimmung mit den Bewerben geschehe.  

 

EGR Mag. Filzer erklärt, dass er bei den Vergaben nicht abstimmen könne, da er zu wenig 

Hintergrundinformationen habe, er wünscht sich dazu eine Information durch die Referentin 

vor der Gemeinderatssitzung. Bürgermeister Dr. Winkler hält fest, dass es sich hier um eine 

Holschuld handle, StRin Mag.Sieberer zeigt sich erstaunt, da die UK ja im Wohnungsausschuss 

vertreten sind und daher der Informationsfluss über das Ergebnis einer Ausschusssitzung 

innerhalb der Fraktion erfolgen sollte. GRin Haidegger bietet dennoch EGR Mag. Filzer an, 

ihm Informationen über die geplanten Wohnungsvergaben zu erteilen. Er müsse allerdings 

diesbezüglich aktiv auf sie zugehen, zumal ihr ja auch nicht bekannt ist, wann er als 

Ersatzgemeinderat an einer Sitzung teilnehmen wird. 

 

Über Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler und GRin Haidegger sowie der Empfehlungen des 

Wohnungsausschusses beschließt der Gemeinderat mi 16 Ja-Stimmen die Wohnungsvergaben 

wie in den oben angeführten Auflistungen. GR Nothegger, GR Ellmerer und EGR Mag. Filzer 

erklären ausdrücklich an der Abstimmung nicht teilzunehmen, es handelt sich also nicht um 

eine Stimmenthaltung. Der Bürgermeister hält fest, dass die Beschlussfassung somit ein-

stimmig erfolgt ist. 

 

Auf Nachfrage von VB Zimmermann an die UK-Gemeinderatsmitglieder, warum sie an der 

Abstimmung nicht teilgenommen haben, erklärt GR Ellmerer, dass zu wenig Informationen 

über z.B. Punkte und Kategorisierung nach Größe vorgelegen seien. 

 

 

C) Bau und Raumordnung: Referent GR Wurzenrainer 

 

 

Flächenwidmungspläne:  

 

 

1) Alpenland Immobilien GmbH, Kitzbühel 

 

Umwidmung der Gste 1987/2 und 1988/1 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-Land (Hornweg) 

von derzeit Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Wohngebiet gemäß § 38 Abs. 1 

TROG 2016 entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 16.05.2017, 

Planungsnummer: 411-2016-00027. (Erstbeschluss) 
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Der Planentwurf wird auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und vom Referenten unter 

Bezugnahme auf das Ergebnis der Sitzung des Ausschusses für Bau und Raumordnung 

erörtert: 

 

Protokoll Ausschuss: 

 

Der gegenständliche Planungsbereich befindet sich östlich des Hornweges, bzw. nördlich 

der davon abzweigenden Zufahrt zum Parkplatz der Hornbahn und ist im gültigen 

Flächenwidmungsplan der Stadt großteils als Wohngebiet gemäß § 38 Abs. 1 TROG 2016 

ausgewiesen. Es handelt sich um maximal rund 2,0 m breite Randstreifen der betreffenden 

Parzelle. Das Flächenausmaß beträgt insgesamt rund 52 m² bei Gst 1987/2 bzw. rund 23 m² 

bei Gst 1988/1. Die gegenständlichen Teilflächen der Gste 1987/2 und 1988/1 sind mit 

Stützmauern bebaut und werden im Wesentlichen als Bestandteil der jeweiligen Garten- und 

Hofflächen genutzt. Ein rund 0,5 m breiter, an die Stützmauer zum Hornweg anschließender 

Streifen wird als asphaltierter Randbereich der öffentlichen Verkehrsfläche genutzt. Die 

Alpenland Immobilien GmbH ist Eigentümer des Gst 1987/2 am Hornweg. Während der 

Großteil der gegenständlichen Grundparzelle als Wohngebiet gem. § 38 Abs. 1 TROG 2016 

ausgewiesen ist, befindet sich ein maximal rund 2 m breiter Streifen entlang der öffentlichen 

Verkehrsfläche im Freiland gem. § 41 TROG 2016. Seitens der Alpenland Immobilien GmbH 

ist beabsichtigt, den bestehenden Schwimmteich zu entfernen und ein Freischwimmbad zu 

errichten. Dieses Bauvorhaben ist entsprechend der Tiroler Bauordnung bewilligungs-

pflichtig. Da eine baurechtliche Grundvoraussetzung eine einheitliche Flächenwidmung des 

Grundstückes ist, wurde um die Herstellung einer einheitlichen Baulandwidmung 

angesucht. Im Zuge dieser Flächenwidmungsplanrichtigstellung, soll auch für die süd-

westliche an die Gst 1987/2 angrenzende Gst 1988/1 eine einheitliche Bauplatzwidmung 

hergestellt werden. Ein rund 0,5 m breiter Streifen vor der Stützmauer zum Hornweg soll 

zur Absicherung der momentanen Nutzung im Freiland bleiben. Diese Fläche muss von der 

bestehenden Bauparzelle abgetrennt werden. Somit dient die gegenständliche Änderung des 

Flächenwidmungsplanes auch der Vorsorge der Sicherstellung der verkehrsmäßigen 

Erschließung des bebauten Gebietes. 

 

Nach Diskussion befürwortet der Ausschuss einstimmig (6 Ja) die Auflage zur Umwidmung 

der Gste  1987/2 und 1988/1 (zum Teil), je KG Kitzbühel-Land (Hornweg) von derzeit 

Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Wohngebiet gemäß § 38 Abs. 1 TROG 2016 

entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 16.05.2017, 

Planungsnummer: 411-2016-00027. 

 

 

Im Zuge einer Diskussion über die gegenständlichen Widmungsanpassungen zur Herstell-

ung einer einheitlichen Bauplatzwidmung erklärt EGR Mag. Filzer, dass als Widmungs-

werber nur die Alpenland Immobilien GmbH angeführt ist und sich erst aufgrund seiner 

nunmehrigen Nachfrage herausgestellt hat, dass es sich beim Gst 1988/1 um Herrn 

Rosenwirth handelt. Dies gehe nämlich aus dem Ausschussprotokoll nicht hervor. 

Bürgermeister Dr. Winkler und GR Wurzenrainer weisen darauf hin, dass die Alpenland 

Immobilien GmbH Eigentümerin des Gst 1987/2 ist, was auch im Protokoll angeführt ist. 

Weiters wird im Ausschussprotokoll darauf hingewiesen, dass auch für das südwestlich an 

das Gst 1987/2  angrenzende  Gst  1988/1  eine  einheitliche  Bauplatzwidmung  hergestellt  
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werden soll. Dieses Grundstück wurde auf Vorschlag des Raumplaners in die Widmungs-

anpassung mit aufgenommen. Eigentümer des Gst 1988/1 ist ein Herr Rosenwirth, dessen 

Name ist im Ausschussprotokoll nicht angeführt. Es ist aber auch üblich, dass in der 

Tagesordnung nur der Name des Widmungswerbers angeführt wird. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 16 Ja-Stimmen 

bei 2 Nein-Stimmen und 1 Stimmenthaltung (Enthaltung gilt gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz 

TGO 2001 als Ablehnung) den vorliegenden Entwurf über die Änderung des Flächen-

widmungsplanes aufzulegen (Erstbeschluss).  

 

 

2) Anton Koidl, Aurach 

 

Umwidmung des Gst 11 (zum Teil) KG Kitzbühel-Land (Blaufeldalm) von derzeit Freiland 

gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Sonderfläche sonstige land- und forstwirtschaftliche 

Gebäude und Anlagen gemäß § 47 TROG 2016, Festlegung Gebäudearten oder Nutzungen, 

Festlegung Zähler: 11, Festlegung Erläuterung: Stallgebäude, entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 09.12.2016, Planungsnummer: 411-2016-

00023. (Erstbeschluss) 

 

Der Planentwurf wird auf der digitalen Präsentationstafel gezeigt und vom Referenten unter 

Bezugnahme auf das Ergebnis der Sitzung des Ausschusses für Bau und Raumordnung 

erörtert: 

 

Protokoll Ausschuss: 

 

GR Wurzenrainer teilt mit, dass zu dieser Sitzung, alle Fraktionsführer eingeladen wurden. 

GR Schwendter und GR Gamper haben sich entschuldigt. GR Wurzenrainer begrüßt GR 

Rudi Widmoser, welcher sich persönlich eingehend über diese Widmungsangelegenheit und 

die Begleitumstände informieren möchte. Es wird in Erinnerung gerufen, dass bei der am 

27.03.2017 stattgefundenen Sitzung des Gemeinderates festgestellt wurde, dass der 

Jungviehstall bereits errichtet wurde. Der Gemeinderat hat die vorliegende Widmungs-

angelegenheit einstimmig (19 Ja-Stimmen) an den Ausschuss für Bau und Raumordnung 

zurückverwiesen.  

 

Herr Koidl hat um einen Termin ersucht, den Mitgliedern des Ausschusses für Bau und 

Raumordnung, den Sachverhalt aus seiner Sicht zu erläutern. Er führt aus, dass in einer 

Entfernung von ca. 300 m zur gegenständlichen Widmungsfläche bereits zwei Jung-

viehställe bestanden haben. Einer davon wurde schon vor längerer Zeit abgetragen, der 

andere letztes Jahr. Er weist weiter darauf hin, dass die erfolgte Errichtung des Jungvieh-

stalles ohne baurechtliche Bewilligung seinerseits natürlich ein großer Fehler war. Diese 

Baumaßnahme erfolgte aus Unwissenheit und aus der dringenden betriebswirtschaftlichen 

Notwendigkeit. Zudem wollte er die Möglichkeit nutzen, noch vor dem nahen Winter-

einbruch die Arbeiten zu beenden. Von der Bezirksverwaltungsbehörde wurde diese Bau-

maßnahme mit einer Strafe von € 4.000.- geahndet. Herr Koidl betont, dass es sich bei 

diesem Objekt nicht um einen Stall sondern um einen Unterstand, welcher ausschließlich  
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zum Schutz des Jungviehes dient, handelt. Im Objekt befinden sich keine Aufenthaltsräume 

und sind auch künftig nicht vorgesehen. Eine ausschließliche betriebliche Nutzung ist somit 

sichergestellt. Er weist darauf hin, dass damit auch keine kommerzielle, gewinnorientierte 

Nutzung verbunden ist. Herr Koidl betont nochmals, dass die Vorgehensweise seinerseits 

nicht korrekt war und er dies zutiefst bedauert. Er bedankt sich bei den Mitgliedern des 

Ausschusses für Bau und Raumordnung und die Möglichkeit der Stellungnahme und 

ersucht, seine Ausführungen in der Beurteilung zu berücksichtigen und dem Antrag auf 

Umwidmung zuzustimmen. 

 

Stadtamtsdirektor Mag. Widmoser weist darauf hin, dass sämtliche positiven Gutachten 

bereits bei der stattgefundenen Sitzung des Gemeinderates am 27.03.2017 vorlagen, also 

die fachlichen Voraussetzungen für eine Widmung gegeben sind. 

 

EGR Ing. Bertsch betont, dass die erfolgte vorgezogene Baumaßnahme nicht richtig war. 

Er steht dieser Flächenwidmungsplanänderung dennoch nicht negativ gegenüber. Grund-

sätzlich ist positiv in der Sache zu entscheiden. 

GR Haidacher erklärt, dass sie auf Grundlage der fachlich positiven Beurteilung und 

Abklärung der Vorgänge und Gegebenheiten ebenfalls einer Umwidmung zustimmen kann.  

EGR DI Gröbner vertritt die Meinung, dass in der Angelegenheit pragmatisch zu 

entscheiden ist. Wenn sämtliche erforderlichen Gutachten und Beurteilungen positiv sind 

und vorliegen, ist der Beschluss zu fassen.  

GR Rudi Widmoser vertritt die Meinung, dass ein Abbruch eine unangemessene Härte 

darstellen würde. Er vertritt weiter die Meinung, dass alle fachlichen Voraussetzungen für 

eine Widmung vorhanden sind und daher in der Sache zu entscheiden ist. Er steht der 

Flächenwidmungsänderung positiv gegenüber und vertritt die Meinung, dass diese 

Angelegenheit bei der stattfindenden Sitzung des Gemeinderates am 17.07.2016 zu 

behandeln ist. 

 

Nach eingehender Diskussion befürwortet der Ausschuss einstimmig (6 Ja) die Auflage zur 

Umwidmung des Gst 11 (zum Teil) KG Kitzbühel-Land (Blaufeldalm) von derzeit Freiland 

gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Sonderfläche sonstige land- und  forstwirtschaftliche  

Gebäude und Anlagen gemäß § 47 TROG 2016, Festlegung Gebäudearten oder Nutzungen, 

Festlegung Zähler: 11, Festlegung Erläuterung: Stallgebäude, entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 09.12.2016, Planungsnummer: 411-2016-

00023. 

 

Im Zuge der ausführlichen Diskussion erklären VB Zimmermann, GR Widmoser und StRin 

Mag. Sieberer der Umwidmung zuzustimmen, wobei StRin Mag. Sieberer erklärt, dass 

jeder Fall einzeln zu beurteilen ist und sie bei derartigen Fällen immer genau abwägen wird, 

ob eine Zustimmung möglich ist. Im Wesentlichen wird eine positive Beschlussfassung 

damit argumentiert, dass die fachlichen Voraussetzungen für eine Umwidmung vorliegen, 

es sich um einen landwirtschaftlichen Zweckbau eines Jungviehunterstandes ohne 

Aufenthaltsräume handelt, der Widmungswerber sein Handeln aufrichtig bereut und dafür 

auch eine empfindliche Geldstrafe erhalten hat. Dieser Fall ist sicherlich von einem 

illegalen Bauvorhaben zur Wohnraumschaffung bzw. Errichtung illegaler baulicher 

Anlagen im Wohngebiet zu unterscheiden.   
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GR Schwendter wird aufgrund der schiefen Optik einer Umwidmung nicht zustimmen, es 

wurde zwar eine Geldstrafe ausgesprochen, aber für ihn ist der Fall damit nicht vergessen.  

 

EGR Mag. Filzer kritisiert, dass es sich hier um einen zweiten Fall illegaler Bauführung 

durch einen Landwirt innerhalb von ein paar Monaten handelt. Er ist überrascht, dass die 

Verantwortlichen im Bauamt keine Kenntnis von der illegalen Herstellung des Viehunter-

standes hatten. Für ihn hätte eine Umwidmung Folgewirkung, diese käme geradezu einer 

Einladung „Schwarzbauten“ zu errichten, gleich.  

 

Über Anfrage von GR Nothegger, ob Herr Koidl für den Viehunterstand Fördergelder 

erhalten habe, erklärt GR Wurzenrainer, dass er das nicht wisse, da müsse er schon Herrn 

Koidl selber fragen. 

 

Abschließend teilt Bürgermeister Dr. Winkler mit, dass auch für Dr. Hollmann vom Amt 

der Tiroler Landesregierung, Vorstand der Abt. Baurecht und Raumordnung, aufgrund der 

positiven fachlichen Gutachten eine Sonderflächenwidmung für den Viehunterstand ange-

bracht ist. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 14 Ja-Stimmen 

bei 5 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als 

Ablehnung) den vorliegenden Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes 

aufzulegen (Erstbeschluss). 

 

 

 

IV.   Anträge, Anfragen, Allfälliges: 

 

 

GR Nothegger erkundigt sich beim Obmann des Überprüfungsausschusses, wann mit der 

Information betreffend Finanzgebarung Bauvorhaben LMS und NMS zu rechnen ist. Dazu gibt 

GR Katzmayr an, dass dies in Bearbeitung sei und aufgrund des Arbeitsaufwandes aber noch 

etwas Zeit in Anspruch nehmen wird. Die Information wird noch heuer erfolgen. 

 

GR Hermann Huber berichtet, dass der Verkehrsausschuss mit dem Antrag der Fraktion „Wir 

für Kitzbühel, Parteifreie und Kitzbüheler Sozialdemokraten betreffend der Verkehrssituation 

im Einfang – Bauvorhaben WE „5 Euro Wohnungen“ befasst hat. Er stellt dazu das Gutachten 

des Ziviltechnikers DI Hagner vor, welcher zu dem Ergebnis kommt, dass gemäß RVS 

Richtlinie der Prognoseverkehr auf Anliegerstraßen in der Hauptverkehrszeit ca. 150 KFZ/h 

betragen sollte, aber 300 KFZ/h tunlichst nicht überschreiten sollte. Die max. Morgenspitze 

liegt auf der am stärksten befahrenen Gemeindestraße entlang dem Sportplatz künftig bei ca. 

132 KFZ/h. Die max. Abendspitze kann künftig mit ca. 174 KFZ/h abgeschätzt werden. Mit 

der neuen Bebauung liegen damit die Verkehrszahlen nur knapp über dem Sollwert von 150 

KFZ/h und deutlich unter den in der Richtlinie genannten Grenzwert von 300 KFZ/h. VB 

Zimmermann nimmt dieses Ergebnis zur Kenntnis, betont aber, dass er generell mit der 

derzeitigen Verkehrssituation im Einfang nicht zufrieden ist. 

 

StRin Mag. Sieberer berichtet kurz über die Feier anlässlich der Pensionierung der Volks-

schuldirektorin Marialuise Brandstätter.  Sie war 14 Jahre  als  Direktorin für die Volksschule  
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zuständig. Als Direktorin nachfolgen wird ihr Frau Barbara Jenewein, welche bereits seit 

mehreren Jahren als Lehrerin in der Volksschule Kitzbühel tätig ist. 

 

Über nochmalige Nachfrage von GR Nothegger betreffend Kapserwehr und Kostenbelastung 

für die Stadtgemeinde sowie Förderabwicklung wird dazu von GR H. Huber Stellung ge-

nommen und dies nochmals klargestellt (siehe dazu unter Punkt II 5) der Tagesordnung). 

 

 

 

Gemäß § 36 Abs. 3 Tiroler Gemeindeordnung wird die Sitzung um 19.25 Uhr mit ein-

stimmigem Beschluss für nicht öffentlich erklärt. 

 


